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A. Problem 

Im Rahmen der Grundsatzdebatte über die Probleme des Mit-
telmeerraumes haben das Europäische Parlament und der 
Ministerrat die EG-Kommission gebeten, Leitlinien für die Ent

-

wicklung der Mittelmeergebiete der Gemeinschaft und kon-
krete Vorschläge für die Landwirtschaft im Mittelmeerraum zu 
entwickeln. Auf deren Basis soll eine Vergrößerung der Kluft 
zwischen den wirtschaftlich weniger begünstigten und den ent-
wickelten Gebieten der Gemeinschaft verhindert werden. 

B. Lösung 

Mit den vorliegenden Leitlinien erfüllt die EG-Kommission den 
Auftrag des Europäischen Parlaments und des Ministerrats und 
stellt die , allgemeinen Leitziele der Mittelmeerpolitik auf. Fer-
ner schlägt sie Maßnahmen im Bereich der Strukturpolitik so-
wie für die Gemeinsamen Marktorganisationen für Olivenöl, 
für frisches Obst und Gemüse, für verarbeitetes Obst und Ge-
müse, für Wein und für Erbsen und Ackerbohnen vor. 

C. Alternativen 

ergeben sich aus der einmütigen Entschließung des Ausschusses. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag erkennt an, daß die bestehenden Strukturprobleme in 
den Mittelmeergebieten der Gemeinschaft weitere Maßnahmen erforderlich 
machen. Die Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Bedingungen dieser Ge-
biete ist jedoch in erster Linie nur mit Mitteln der Regional- und Sozialpolitik 
zu erreichen. Dies würde aber auch entscheidende Verbesserungen für die Land-
wirtschaft in diesen Gebieten zur Folge haben. 

Die vorliegenden Leitlinien der EG-Kommission werden dieses Gesamtziel nicht 
erreichen. Teilweise stehen sie sogar in krassem Widerspruch zueinander. 

Ungeachtet dieser grundsätzlichen Feststellungen werden folgende flankierende 
agrarwirtschaftliche Maßnahmen für notwendig gehalten: 

Der Verbesserung der Produktionsstrukturen einschließlich der Anhebung des 
Qualitätsniveaus bei Obst und Gemüse, Wein und Olivenöl ist Vorrang einzu-
räumen. 

Jede Veränderung der bestehenden Marktordnungen (Außenschutz, Intervention 
usw.) für Obst und Gemüse, für Wein und für Olivenöl darf nicht dazu führen, 
daß  

— Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der Gemeinschaft, insbesondere für die 
deutschen Erzeuger, verstärkt werden, 

— die sinnlose Vernichtung von Obst und Gemüse erleichtert wird, 

— der für die Bundesrepublik Deutschland notwendige Drittlandhandel erschwert 
oder gefährdet wird. 

Die Ausdehnung von Pflichten, die die Erzeugergemeinschaften ihren Mitglie-
dern auferlegen können, auf nichtorganisierte Erzeuger („Allgemeinverbindlich-
keit") ist ungeeignet, die Ziele der gemeinsamen Marktordnungen zu verwirk-
lichen, und deshalb überflüssig. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

bei den Beratungen im EG-Ministerrat im Sinne der obigen Feststellungen und 
Forderungen zu verhandeln. 

Bonn, den 20. April 1978 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 

Susset 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Susset 

Die Mitteilung der EG-Kommission ist durch die EG

-

Sammelliste — Drucksache 8/1435 Nr. 35 — vom 
19. Januar 1978 dem Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten federführend und dem Haus-
haltsausschuß zur Mitberatung überwiesen worden. 

Bei diesen Vorschlägen geht es um folgendes: 

Im Rahmen der Grundsatzdebatte über die Probleme 
des Mittelmeerraumes ist die EG-Kommission vom 
Rat und vom Europäischen Parlament gebeten wor-
den, Leitlinien für die Entwicklung der Mittelmeer-
gebiete der Gemeinschaft zusammen mit konkreten 
Vorschlägen für die Landwirtschaft im Mittelmeer-
raum zu entwickeln. Dieses Ersuchen basiert auf 
der Tatsache, daß der Mangel an wirtschaftlicher 
Entwicklung in einigen Gebieten der EG deren 
Hauptproblem ist. Die geringen Anstrengungen, die 
die Gemeinschaft unternommen hat, die Kluft zwi-
schen den weniger begünstigten und den entwik-
kelten Gebieten zu verringern, haben nicht ausge-
reicht, eine Vergrößerung dieser Kluft zu ver-
hindern. In diesem Zusammenhang ist das Problem 
der Mittelmeergebiete besonders ernst. Hier ist 
das Entwicklungsgefälle gegenüber den anderen 
Gebieten der Gemeinschaft besonders groß. Das 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung 
liegt in der Gemeinschaft um das 2,5fache über dem 
in Italien. Außerdem beläuft es sich in diesem Ge-
biet auf nur 60 % des Bruttoinlandsprodukts pro 
Kopf der Bevölkerung im übrigen Italien. Kenn-
zeichnend für diese Gebiete ist die hohe Zahl der 
zum Teil unterbeschäftigten landwirtschaftlichen Ar-
beitskräfte. In bestimmten Gebieten Südfrankreichs 
wie Korsika, Languedoc und Midi-Pyrénées ist die 
Situation ähnlich. Erschwerend hinzu kommen die 
besonderen demographischen Aspekte dieser Ge-
biete, in denen die Geburtenrate in den vergangenen 
20 Jahren erheblich höher war als in der übrigen 
Gemeinschaft. Den in das Arbeitsleben eintretenden 
Jugendlichen können Arbeitsplätze in ausreichen-
der Zahl nicht angeboten werden, weil diese Regio-
nen von einer Wirtschaftsstruktur gekennzeichnet 
sind, deren Entwicklung rückläufig oder von gerin-
ger Produktivität ist. Die Gebiete sind in hohem 
Maße von der Landwirtschaft abhängig und wenig 
industrialisiert. Sie sind nicht in der Lage, ihre 
Entwicklungsprobleme selbst zu lösen. Die bisheri-
gen Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der 
Regionalpolitik wie auch in der Agrarpeis- und 
-marktpolitik haben sich als wenig geeignet erwie-
sen, um einen Beitrag zur nachhaltigen Lösung der 
bestehenden Probleme leisten zu können. Die EG

-

Kommission hält nunmehr, auch vor dem Hinter-
grund der Beitrittsverhandlungen mit Spanien, Por-
tugal und Griechenland, rasche Maßnahmen zur Ent-
wicklung der Mittelmeergebiete für erforderlich. Sie 
unterbreitet vorerst nur auf die Landwirtschaft be-
zogene Vorschläge, zeigt aber zugleich auch regio-
nal- und sozialpolitische Maßnahmen für diese 

Räume auf. Sie umreißt Leitlinien für folgende Ak-
tionen: 

1. Verbesserung der Lage der Landwirtschaft und 
dadurch Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen 
Bedingungen in den Mittelmeergebieten, 

2. Aufrechterhaltung der Beschäftigung in der Land-
wirtschaft unter annehmbaren sozialen Verhält-
nissen und bei ausreichendem Einkommen. 

Sie will dabei gleichzeitig die Anhäufung neuer 
Überschüsse und einen erhöhten Außenschutz ge-
genüber Drittländern vermeiden. Im Bereich der 
Marktpolitik sollen die Marktorganisationen für 
Obst und Gemüse, für Wein und für Olivenöl ver-
bessert werden, um die Erzeugung zu rationalisieren 
und zu verbessern und den Markt durchschaubarer 
zu machen. In Ergänzung zu diesen Agrarmaßnah-
men hält die EG-Kommission Maßnahmen im regio-
nal- und sozialpolitischen Bereich für notwendig, die 
jedoch sämtlich miteinander koordiniert werden 
müßten. Insbesondere denkt sie dabei an eine Betei-
ligung der EG an der Finanzierung von Programmen, 
die von Behörden in Italien und Frankreich bereits 
durchgeführt werden. Dabei handelte es sich um 
Bewässerungsmaßnahmen, Förderung der Klein- und 
Mittelindustrie, des Fremdenverkehrs sowie des 
Handwerks und Gewerbes. Parallel hierzu sollten 
Berufsausbildungsprogramme durchgeführt werden. 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen im Bereich der 
Agrarmarktordnungen sollen zum Teil bereits in die 
laufenden Verhandlungen über die Agrarpreiserhö-
hungen einbezogen werden. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die eingehende 
Darstellung in der Vorlage verwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 12. April 1978 beraten und einmütig die 
folgende Entschließung gefaßt: 

1. Über die mit der Erweiterung der Europäischen 
Gemeinschaft verbundenen Belastungen sollte 
zum geeigneten Zeitpunkt insgesamt entschieden 
werden um zu vermeiden, daß mit dem Beitritt 
weiterer Mitgliedstaaten Mehrfachforderungen 
verbunden werden. 

2. Die neuen Vorschläge der Kommission im Struk-
turbereich führen zu einer erheblichen Über-
schreitung des geltenden Finanzplafonds der Ab-
teilung Ausrichtung des EG-Agrarfonds. Deshalb 
sollten hierzu zunächst die von der Kommission 
zugesagten Vorschläge zur künftigen Ausgestal-
tung dieses Plafonds abgewartet werden. 

Der federführende Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten hat sich aufgrund seiner Be-
ratungen am 12. und 19. April 1978 dieser Entschlie-
ßung nicht anzuschließen vermocht, weil sie von fal-
schen Voraussetzungen ausgeht und nicht berück- 
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sichtigt, daß die von der EG-Kommission aufgestell-
ten Leitlinien bereits in die laufenden Agrarpreis-
verhandlungen in Brüssel hineinwirken. Eine wei-
tere Verzögerung der Stellungnahme des Deutschen 
Bundestages erschien dem federführenden Ausschuß 
nicht vertretbar. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde Kritik da-
hin laut, daß die EG-Kommission die Probleme der 
Mittelmeergebiete kurzfristig vorrangig mit agrar-
politischen Maßnahmen zu lösen vorschlägt. Der 
Ausschuß ist der Auffassung, daß die Verbesserung 
der gesamtwirtschaftlichen Situation dieser Gebiete 
in erster Linie nur mit Mitteln der Regional- und 
Sozialpolitik erreichbar ist. Agarwirtschaftliche Ak-
tivitäten hält der Ausschuß nur als flankierende 
Maßnahmen für zweckmäßig. Notwendig erscheint 
ihm eine Verbesserung der Produktionsstrukturen 
und vor allem eine Anhebung des Qualitätsniveaus 
bei Obst, Gemüse, Wein und Olivenöl. Soweit Ver-
änderungen der bestehenden Marktordnungen in 
diesen Produktbereichen erwogen werden, dürften 
sie nach Auffassung des Ausschusses nicht zu Wett

-

bewerbsverzerrungen innerhalb der Gemeinschaft, 
zur Erleichterung einer sinnlosen Vernichtung von 
Obst und Gemüse und nicht zu einer Erschwerung 
des für die Bundesrepublik Deutschland notwendi-
gen Drittlandhandels führen. Entschieden lehnte der 
Ausschuß die von der EG-Kommission vorgeschla-
gene mögliche Allgemeinverbindlichkeit der Rege-
lungen der Erzeugergemeinschaften für ihre Mitglie-
der ab, durch die deren Mitgliedschaftspflichten auch 
auf nichtorganisierte Erzeuger ausgedehnt werden 
könnte. 

Die Auffassung des Ausschusses hat in der Beschluß-
empfehlung ihren Niederschlag gefunden. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes-
tag, die Mitteilung der EG-Kommission — s. An-
lage — mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, 
daß die Bundesregierung ersucht wird, bei den Be-
ratungen im EG-Ministerrat im Sinne der Feststel-
lungen und Forderungen des Ausschusses zu ver-
handeln. 

Bonn, den 20. April 1978 

Susset 

Berichterstatter 
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Anlage 

Leitlinien für die Entwicklung der Mittelmeergebiete der Gemeinschaft nebst Maßnahmen 
für die Landwirtschaft *) 

(Mitteilung der Kommission an den Rat) 
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Vorbemerkungen 

Im folgenden unterbreitet die Kommission dem 
Rat eine Mitteilung über Leitlinien für die Entwick-
lung der Mittelmeergebiete der Gemeinschaft zu-
sammen mit einem ersten Paket konkreter Vor-
schläge für die Landwirtschaft im Mittelmeerraum. 
Diese Mitteilung war vom Rat und vom Euro-
päischen Parlament im Rahmen der Grundsatz-
debatte über die Probleme des Mittelmeerraums 
ausdrücklich erbeten worden. 

Die finanziellen Auswirkungen der beigefügten 
Vorschläge werden in Dokument (KOM [77] 674 
endg.) behandelt. 

I. Allgemeine Leitziele 

1. Ein Hauptproblem der Gemeinschaft ist der Man-
gel an wirtschaftlicher Entwicklung in einigen 
ihrer Gebiete. Die geringen Anstrengungen, die 
die Gemeinschaft gemacht hat, die Kluft zwischen 
den weniger begünstigten und den entwickelten 
Gebieten zu verringern, haben nicht genügt, um 
eine Vergrößerung dieser Kluft zu verhindern. 
Besonders ernst in der Gemeinschaft ist in die-
sem Zusammenhang das Problem der Mittelmeer-
gebiete, da ihr Entwicklungsgefälle gegenüber 
den anderen Gebieten der Gemeinschaft groß ist. 
So liegt das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der 

*) Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Ag 242/77 — vom 
30. Dezember 1977. 
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Bevölkerung in der Gemeinschaft um das 2,5

-

fache über dem in Süditalien. Außerdem beläuft 
es sich in diesem Gebiet auf nur 60 % des Brutto-
inlandsprodukts pro Kopf der Bevölkerung im 
übrigen Italien. 

Kennzeichnend für diese Gebiete ist die hohe 
Zahl der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte, die 
zum Teil unterbeschäftigt sind; in Süditalien ent-
fallen beispielsweise 27 % der Erwerbstätigen 
auf diese Arbeitskräfte, also dreimal soviel wie 
der Gemeinschaftsdurchschnitt. In den französi-
schen Gebieten wie Korsika, Languedoc und 
Midi-Pyrénées ist die Zahl der in der Landwirt-
schaft beschäftigten Arbeitskräfte um 50 % hö-
her als der Gemeinschaftsdurchschnitt. 

Die Probleme der Unterbeschäftigung in der 
Landwirtschaft müssen im Zusammenhang mit 
der allgemeinen Beschäftigungslage in den ande-
ren Wirtschaftsbereichen gesehen werden, wobei 
hier noch die besonderen demographischen 
Aspekte dieser Gebiete erschwerend hinzukom-
men. Namentlich in Süditalien war die Geburten-
rate in den vergangenen 20 Jahren höher als in 
der übrigen Gemeinschaft. Die Folge hiervon ist, 
daß gegenwärtig Jugendliche in großer Zahl in-
das Arbeitsleben eintreten. Aus anderen Grün-
den ist auch in den meisten französischen Gebie-
ten am Mittelmeer und in einigen Gebieten Mit-
telitaliens die Zahl der Jugendlichen die dem-
nächst um Beschäftigung nachsuchen könnten, ge-
genüber der Möglichkeit zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen viel zu groß. Die Schaffung dieser 
Arbeitsplätze in ausreichender Zahl wird durch 
eine Wirtschaftsstruktur erschwert, für die noch 
immer eine beschränkte Produktionsgrundlage 
mit vorwiegend Wirtschaftsbereichen kennzeich-
nend ist, deren Entwicklung rückläufig ist oder 
die von geringer Produktivität sind. 

Da in diesen Gebieten nicht mehr wie früher mit 
der Auswanderung gerechnet werden kann, 
könnten sich hier Arbeitslosigkeit, Unterbeschäf-
tigung und Untätigkeit in den kommenden Jah-
ren noch vergrößern. In hohem Maße von der 
Landwirtschaft abhängig und recht wenig indu-
strialisiert verfügen diese Gebiete über keine 
Wirtschafts- und Sozialstruktur, die es ihnen er-
laubte, ihre Entwicklungsprobleme selbst zu lö-
sen. Diese Feststellungen müssen unabhängig 
von den Problemen gemacht werden, die ausge-
sprochen mit der Erweiterung der Gemeinschaft 
nach Süden zusammenhängen und die Lage noch 
weiter verschlechtern können. 

2. Um diese Gebiete zu industrialisieren, wurden 
manchmal große einzelstaatliche Anstrengungen 
unternommen. Diese haben jedoch nicht die we-
sentliche Verbesserung gebracht, die man erwar-
ten konnte, da ihre Weiterentwicklung von den 
ungünstigen Umweltverhältnissen nicht genü-
gend getragen wurde. Die Gemeinschaft hat im 
industriellen Bereich keine besonderen und koor-
dinierten Maßnahmen durchgeführt. Die Regio-
nalpolitik ist zu spät und mit zu bescheidenen 
Mitteln angelaufen, so daß größere Erfolge aus-
blieben. Im Vergleich zu den einzelstaatlichen 

Anstrengungen ist die Anstrengung der Gemein-
schaft im Entwicklungsbereich sehr bescheiden. 
1976 stellten die Ausgaben der Gemeinschaft für 
regionale Entwicklungsmaßnahmen in Süditalien 
weniger als 5 % der einzelstaatlichen Ausgaben 
für diesen Zweck dar. 

In der Landwirtschaft wurden die sozio-struktu-
rellen Richtlinien, die den Beginn einer stärker 
strukturierten Gemeinschaftspolitik darstellen, 
erst 1972 erlassen. Ihre tatsächliche Anwendung 
steht noch in den Anfängen. 

Außerdem stößt diese noch auf besondere 
Schwierigkeiten in den Mittelmeergebieten, die 
strukturell am schwächsten sind. 

Die Agrarpreis- und -marktpolitik erwies sich als 
zu wenig geeignet, um einen Beitrag zur nach-
haltigen Lösung der bestehenden Schwierigkei-
ten leisten zu können. Diese Politik ist zwar auf 
einige Erzeugungen des Mittelmeerraumes ver-
hältnismäßig gut abgestimmt, auf andere, beson-
ders Wein sowie frisches und verarbeitetes Obst 
und Gemüse, aber weniger gut. 

3. Aus diesem Grund weisen die Mittelmeergebiete 
der Gemeinschaft zum großen Teil schwerwie-
gende Ungleichgewichte auf, die in der Landwirt-
schaft unter anderem durch einen zu hohen An-
teil der dort beschäftigten Erwerbsbevölkerung, 
eine geringe Arbeitsproduktivität, zu kleine Be-
triebsgrößen, ein sehr niedriges Arbeitseinkom-
men und durch eine ausgeprägte Unterbeschäfti-
gung zum Ausdruck kommen. 

Die Strukturen der landwirtschaftlichen Betriebe 
entwickeln sich kaum weiter, die Strukturen der 
Vermarktung und Verarbeitung landwirtschaft-
licher Erzeugnisse sind mangelhaft geblieben. 

Andererseits kommt der landwirtschaftlichen Er-
werbstätigkeit in der Wirtschaft dieser Gebiete 
eine ausschlaggebende Bedeutung zu. 

In der Gemeinschaft entfallen auf die Mittelmeer-
gebiete 17 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
und rd. 18 % der landwirtschaftlichen Endpro-
duktion mit 30 % der landwirtschaftlichen Er-
werbstätigen. 

Auf die Erzeugnisse der Mittelmeergebiete ent-
fallen durchschnittlich 60 bis 65 % ihrer Endpro-
duktion. Eine besondere Lage besteht in Süd-
italien und im Languedoc, wo dieser Anteil über 
75 % ausmacht, da es sich dort manchmal nur 
um Monokulturen handelt. 

4. Die Kommission hält es für notwendig, daß 
rasch Maßnahmen getroffen werden, die geeig-
net sind, zur Entwicklung der Mittelmeergebiete 
beizutragen. Mit diesem Ziel unterbreitet sie 
Vorschläge, die vorerst nur die Landwirtschaft 
betreffen. Doch weist sie bei dieser Gelegenheit 
auch darauf hin, welcher Art regional- und so-
zialpolitisch Maßnahmen zur Entwicklung der 
Mittelmeergebiete sein können. 

Die Kommission ist sich nämlich bewußt, daß es 
sich bei dem Entwicklungsproblem der Mittel-
meergebiete zwar vorrangig um ein landwirt- 
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schaftliches Problem handelt, daß es aber über 
die Landwirtschaft hinausreicht und deshalb zu 
seiner Lösung im Rahmen einer umfassenden 
Aktion zur Entwicklung der Wirtschaft, die mit 
allem Nachdruck durchgeführt wird und für die 
geeignete Vorschläge vorgelegt werden, auch 
globale Aktionen erforderlich sind. 

Sie ist jedoch der Ansicht, daß für die schwie-
rigen und vielschichtigen Verhältnisse wie die 
der Mittelmeergebiete der Gemeinschaft, Dring-
lichkeitsmaßnahmen notwendig sind, die ihren 
wirklichen Zweck nur erfüllen, wenn sie sich 
in den Rahmen der auf Gemeinschaftsebene ge-
gebenen praktischen Möglichkeiten einfügen. 

Die gemeinsame Agrarpolitik ist das Instrument, 
das kurzfristig wirksamste Eingriffe erlaubt, zu-
mal die Landwirtschaft in diesen Gebieten eine 
wesentliche Bedeutung besitzt, die in der heuti-
gen wirtschaftlichen Konjunktur noch deutlicher 
zutage tritt. 

Diese Maßnahmen sind andererseits Teil der für 
die Mittelmeergebiete bereits vorgeschlagenen 
Aktionen. Sie sind deshalb nur ein bedeutsamer 
Beitrag zu den schon unternommenen Anstren-
gungen, denen weitere Aktionen folgen müssen, 
die sich je nach den Umständen als zweckdien-
lich und notwendig erweisen. 

5. Aufgrund der Art der aufgezeigten Probleme 
und der bestehenden Sachzwänge liegen haupt-
sächlich folgende Leitlinien der durchzuführen-
den Aktionen nahe: 

— Verbesserung der Lage der Landwirtschaft 
in den Mittelmeergebieten und dadurch Ver-
besserung der gesamtwirtschaftlichen Bedin-
gungen dieser Gebiete; 

— Aufrechterhaltung der Beschäftigung in der 
Landwirtschaft unter annehmbaren sozialen 
Verhältnissen und bei ausreichendem Ein-
kommen. 

Es liegt ferner auf der Hand, daß es möglich sein 
muß, diesen Leitzielen so nachzukommen, daß 
den zur Verringerung der strukturellen Über-
schüsse festgelegten Ausrichtungen und Aufla-
gen nicht entgegengewirkt, keine neuen Über-
schüsse angehäuft und ein erhöhter Außenschutz 
vermieden wird, welcher Schwierigkeiten in den 
Beziehungen der Gemeinschaft mit Drittländern 
nach sich zöge und darüber hinaus Erhöhungen 
der Nahrungsmittelpreise zur Folge hätte, die 
den Interessen der Verbraucher in der Gemein-
schaft entgegenstünden. 

6. Die Verwirklichung dieser Aktionsleitlinien be-
inhaltet eine Reihe von Maßnahmen, mit denen 
sowohl eine Verbesserung der Marktorganisa-
tionen für die in den Mittelmeergebieten wich-
tigsten Erzeugnisse, ohne die Förderung ver-
hältnismäßig neuer Erzeugungen zu vernach-
lässigen, als auch eine Verbesserung der Agrar-
strukturen im weitesten Sinne angestrebt wer-
den. 

Im Bereich der Marktpolitik müßten es die ge-
planten Maßnahmen ermöglichen, die Markt-
organisation für Obst und Gemüse, Wein und 
Olivenöl zu verbessern, damit die Erzeugung 
rationalisiert und verbessert und der Markt bes-
ber durchschaubar und übersichtlicher wird. 

Außerdem sind Bestimmungen vorgesehen, um 
die Erzeugung besonders mittels der jetzt vor-
handenen bewässerten Flächen stärker auf den 
Futterbau auszurichten und eine Nahrungsmit-
telindustrie aufzubauen, die eine günstigere Ver-
wertung bestimmter Obst- und Gemüsearten er-
laubt. 

Im Bereich der Strukturen erstrecken sich die 
kurz- und mittelfristig durchzuführenden Maß-
nahmen sowohl darauf, die bereits vorgesehe-
nen strukturellen und sozio-strukturellen Maß-
nahmen in einigen Mittelmeergebieten zu ver-
stärken, als auch auf spezifische Maßnahmen 
zur Umstellung, Verbesserung und Diversifizie-
rung mehrerer Erzeugungen, auf die Verbes-
serung der Infrastrukturen und der landwirt-
schaftlichen Produktivität, die Erhöhung der 
Wirksamkeit von Vermarktung und Verarbei-
tung und auf die Förderung der Berufsausbil-
dung. 

7. Auf die Tragweite der zur Verwirklichung die-
ser Ziele getroffenen Maßnahmmen wird in den 
Begründungen der jeweiligen Vorschläge ge-
nauer und im einzelnen eingegangen. 

Die Kommission hat bei ihrer Ausarbeitung der 
zwingenden Notwendigkeit einer wirksameren 
Förderung der Entwicklung der Mittelmeerge-
biete Rechnung getragen, ohne daß sie dabei 
die Auswirkungen außer acht lassen durfte, die 
die Anwendung der gemeinsamen Agrarpolitik 
auf eine erweiterte Gemeinschaft haben könnte. 

8. Die Kommission ist sich bewußt, daß in Ergän-
zung zu Agrarmaßnahmen in den Mittelmeerge-
bieten auch Maßnahmen im regional- und sozial-
politischen Bereich ergriffen werden müssen. Zu 
diesem Zweck müßten die Sozial- und Regional-
fonds auch im Landwirtschaftsbereich in koor-
dinierter Tätigkeit mit den Maßnahmen des 
EAGFL eingeschaltet werden. Wie die verfüg-
baren Mittel verstärkt zugunsten dieser Gebiete 
zu verwenden wären, sollte daher überdacht 
werden. 

Um zur Gesamtentwicklung dieser Gebiete bei-
zutragen, haben sich die Maßnahmen gleichzeitig 
auf die naturgegebenen, wirtschaftlichen und 
sozialen Umweltverhältnisse zu erstrecken. 

Aus dieser Sicht sollen die von der Kommission 
beabsichtigten regionalpolitischen Aktionen die 
Anstrengungen der beiden betroffenen Mitglied-
staaten unterstützen und in ihrer Wirkung be-
schleunigen. 

Für die beiden Mitgliedstaaten würden diese 
Maßnahmen, von denen sich einige bereits in 
den kommenden Monaten konkretisieren könn-
ten, eine zusätzliche Beihilfe zu dem derzei-
tigen Beitrag des EFRE darstellen. 
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Hierbei könnte es sich um eine Beteiligung der 
Gemeinschaft an der Finanzierung von Program-
men handeln, die von den einzelstaatlichen Be-
hörden namentlich in folgenden Bereichen durch-
geführt werden: 

Programme zur Beherrschung des Wassers als 
Beitrag zur Lösung der durch Wasser hervor-
gerufenen Probleme zur Eindämmung von 
Überschwemmungen die häufig von verhee-
render Auswirkung für Landstriche sind, in 
denen die Entwicklung der Landwirtschaft, 
der Industrietätigkeit oder auch des Frem-
denverkehrs von der Verhütung dieser Über-
schwemmungen abhängt; 

Programme zur Verbesserung der Rentabili-
tät, Förderung der Investitionstätigkeit und 
Schaffung bzw. Beibehaltung von industriel-
len Arbeitsplätzen in Klein- und Mittelbe-
trieben; 

— Programme zur Erschließung der teilweise 
ungenutzten Möglichkeiten für den Frem-
denverkehr, namentlich in ländlichen Gegen-
den am Mittelmeer; Förderung kleinerer 
Fremdenverkehrsbetriebe, namentlich zur Ent-
wicklung „außersaisonaler" Tätigkeiten; 

Programme über Beihilfen zur Investitions-
tätigkeit zwecks Unterstützung einer rationel-
leren Arbeitweise im Bereich Handwerk und 
Gewerbe. Auf diesen Bereich entfällt näm-
lich der wesentliche Anteil des Wirtschafts-
lebens in den wirtschaftlich schwachen Mit-
telmeergebieten. In Süditalien entfallen auf 
Betriebe des Wirtschaftssektors zweiter und 
dritter Ordnung mit weniger als zehn Beschäf-
tigten 97 % der Betriebe und 54 % der Ge-
samtzahl der Beschäftigten in diesen beiden 
Sektoren. 

Mit allen diesen Leitzielen wird die rasche Schaf-
fung von Arbeitsplätzen angestrebt. 

Von einigen dieser Maßnahmen läßt sich sagen, 
daß sie die Agrarmaßnahmen unterstützen. 

9. Wichtig ist, daß gleichlaufend mit diesen Ak-
tionen Berufsausbildungsprogramme durchge-
führt werden. Für Personen, die ihre Erwerbs-
tätigkeit in der Landwirtschaft aufgeben, wie 
auch für diejenigen, die weiterhin in der Land-
wirtschaft tätig bleiben, können die aus dem 
Sozialfonds zur Verfügung stehenden Mittel ver-
wendet werden. 

Wirtschaftlich schwache Gebiete oder solche, in 
denen die Entwicklung in den Hauptwirtschafts-
bereichen rückläufig ist, werden mindestens 
50 % der hierfür vorgesehenen Gesamthaushalts

-

mittel des berichtigten Sozialfonds erhalten. 
Zahlreiche Mittelmeergebiete kommen hierfür in 
Frage. 

Bei einigen Gebieten kann dieser Satz der Be-
teiligung des Fonds sogar noch höher liegen 
(55 %). Zu diesen Gebieten gehört auch Süd-
italien. 

II. Agrarmaßnahmen 

Die nachstehenden Vorschläge folgen den 
allgemeinen Leitlinien, die die Kommission in 
ihrer Mitteilung über Probleme der Landwirt-
schaft im Mittelmeerraum (KOM[77] 140 endg. vom 
1. April 1977) sowie in dem Arbeitsdokument nie-
dergelegt hat, das dem Schreiben der Kommission 
an den Rat vom 14. Oktober 1977 (unmittelbare Pro-
bleme der Landwirtschaft in den Mittelmeergebie-
ten der Gemeinschaft — allgemeine Leitlinien) bei-
gefügt war. 

Vorschläge für die Festsetzung von Preisen be-
züglich dieser vorgeschlagenen Maßnahmen finden 
sich in den Vorschlägen der Kommission zur Fest-
setzung der Preise für verschiedene landwirtschaft-
liche Erzeugnisse und betreffend einige flankieren-
de Maßnahmen (KOM[77] 525 endg.). 

Die Rechtsakte für diese Vorschläge sind in Teil II 
des vorliegenden Dokuments (KOM[77] 526 endg.) 
enthalten. 

A. Gemeinsame Marktorganisationen 

Olivenöl 

1. Das gegenwärtige Problem des Sektors Oliven-
öl ist der Rückgang des Verbrauchs. 

Nach Einführung einer gemeinsamen Marktor-
ganisation für dieses Gemeinschaftserzeugnis 
entwickelte sich der Verbrauch stetig bis 1973/ 
1974; er konnte somit wachsende Mengen von 
Olivenöl aus Nichtmitgliedstaaten zusätzlich zu 
der Gemeinschaftserzeugung aufnehmen. Die 
Einfuhren nahmen von durchschnittlich 100 000 
Tonnen/Jahr in der Zeit von 1966 bis 1968 auf 
190 000 Tonnen in der Zeit von 1971 bis 1973 
zu. Im Wirtschaftsjahr 1974/75 wies jedoch der 
Verbrauch von Olivenöl in den beiden Haupt-
verbrauchsländern der EWG, d. h. Italien (95 %) 
und Frankreich (4 %), eine rückläufige Entwick-
lung auf, die 1976 recht spürbar wurde. Dieser 
Rückgang hatte seinen Grund in dem ungünsti-
gen Verhältnis zwischen dem Verbraucherpreis 
für Olivenöl, der ein Ergebnis der Gemein-
schaftspolitik war, und dem Preis für konkur-
rierende Ole. 

Seither hat sich der Verbrauch nicht nur erholt, 
sondern der rückläufige Trend scheint sich auch 
1977 fortgesetzt zu haben. Aber auch selbst wenn 
dieser Trend in Zukunft nicht weiter anhalten 
sollte, würde die Gemeinschaft im Durchschnitt 
fast den Eigenbedarf an Olivenöl selbst decken 
(in der Vergangenheit lag der Grad der Selbst-
versorgung zwischen 70 und 80 %), was die Ge-
fahr einer Lieferung an die Interventionsstellen 
bedeuten würde, wie dies 1976 mit 20 % der 
Erzeugung und für geringere Mengen auch 1977 
der Fall war, insbesondere dann, wenn die Ern-
ten über der Norm liegen. 
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Eine derartige Situation könnte sich weiter ver-
schlechtern und dann kritisch werden, wenn 
andere bedeutende ölerzeugende Länder (Spa-
nien, Griechenland und Portugal) der EWG bei-
treten. In diesem Fall würde die Gemeinschaft 
sicherlich einen Überschuß an Olivenöl erzeu-
gen, der größtenteils praktisch kaum auf dem 
Weltmarkt abzusetzen sein dürfte. Da es sich 
bei den Ölbaumpflanzungen um langjährige, tra-
ditionelle Kulturen von unzweifelhaft sozio-öko-
nomischem und ökologischem Wert handelt (der 
Ölbaum gedeiht häufig auf Böden, auf denen 
sonst nichts wächst) und trotz der Anstrengun-
gen, die die Kommission auf strukturaler Ebene 
(wie in einem anderen Teil dieses Memoran-
dums erwähnt) zu unternehmen beabsichtigt, ist 
eine Verringerung des Ölbaumbestandes und 
infolgedessen der Olivenerzeugung ausgeschlos-
sen. Angesichts dieser Lage sowie auch im Hin-
blick auf die erheblichen finanziellen Auswir-
kungen eines anhaltenden Ungleichgewichts zwi-
schen Angebot und Nachfrage dürfte die einzige 
vernünftige Lösung darin liegen, eine Erholung 
des Olivenölverbrauchs in der Gemeinschaft an-
zuregen. 

Jüngste Erfahrungen haben gezeigt, wie schwie-
rig es ist, die gemeinsame Agrarpolitik in 
den Sektoren Öle und Fette zu ändern. Daher 
dürfte der einzige Weg, um das angestrebte 
Ziel zu erreichen, darin liegen, die Preise, die 
den Olivenölverbrauch beeinflussen, so festzu-
setzen, daß sie die Preise anderer Pfanzenöle 
wirksam berücksichtigen. Es gibt gegenwärtig 
keine Anzeichen dafür, daß die Weltmarktprei-
se dieser Ole, und damit auch deren Preise auf 
dem Gemeinschaftsmarkt, mittelfristig wesent-
lich anziehen werden. Es dürfte somit notwendig 
sein, den Verbraucherpreis für Olivenöl zu sen-
ken. 

Unter der gegenwärtigen Regelung würde dies 
eine Erhöhung der Erzeugerbeihilfen bedeuten, 
was jedoch hauptsächlich aus folgenden Grün-
den nicht tunlich sein dürfte: 

Eine Erhöhung der Erzeugerbeihilfen über 
eine bestimmte Grenze hinaus könnte die 
Olivenerzeuger veranlassen, im Hinblick auf 
die sehr hohen Kosten der Ernte ihre Oliven 
nicht einzubringen, während sie andererseits 
weiterhin Anspruch auf die Beihilfe erheben; 
diese Möglichkeit zeichnet sich wegen der 
praktischen Schwierigkeiten ab, die Produk-
tion von über einer Million Erzeugern zu über-
wachen; 

das derzeitige Preisfestsetzungssystem (ein-
mal jährlich) erlaubt es nicht, die Preise und 
somit die Beihilfe mit hinlänglicher Genauig-
keit den Marktpreisschwankungen anderer 
Öle anzupassen; 

die Bedenken, die zu Recht oder Unrecht hin-
sichtlich der Gewährung der Beihilfe auf-
grund der erzeugten Mengen geäußert wer-
den, könnten nur zunehmen; 

es wäre nicht sicher, ob eine Erhöhung der 
Beihilfe nach dem derzeitigen System sich 

hinreichend auf die Höhe der Verbraucher-
preise auswirken würde. Die in nicht allzu 
ferner Vergangenheit gemachte Erfahrung hat 
dies beweisen.  

Der finanzielle Beitrag der Gemeinschaft könnte 
daher umsonst sein. 

2. Im Hinblick auf das Vorstehende schlägt die 
Kommission vor, die gemeinsame Marktorgani-
sation für Olivenöl so zu ändern, und zu erwei-
tern, daß die angestrebten Ziele erreicht werden. 
Es handelt sich in der Hauptsache um folgende 
Änderungen: 

a) Beihilferegelung 

Das gegenwärtige System der Erzeugerbeihil-
fen sieht vor, daß für das gesamte in der Ge-
meinschaft erzeugte Olivenöl (unabhängig da-
von, ob es vermarktet wird oder nicht) eine 
Beihilfe gewährt werden kann, die an die Oli-
venerzeuger ausgezahlt wird. Angesichts der 
Tatsache, daß diese Beihilfe die ursprünglich 
wirtschaftlicher Natur war, soziale und politische 
Aspekte annahm, sollte die neue Regelung ei-
nerseits dies grundsätzlich beibehalten, wäh-
rend sie andererseits die Beihilfe auf Erträge 
von Ölbäumen beschränken würde, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser neuen Regelung 
vorhanden waren, um Neuanpflanzungen ent-
gegenzuwirken, die die Probleme dieses Sektors 
nur noch verschärfen würden. 

Diese Beihilfe sollte jedem Olivenerzeuger 
auf der Grundlage seiner potentiellen Ölerzeu-
gung gewährt werden, indem hinsichtlich der Er-
träge Standardkriterien angewandt werden. Die 
Notwendigkeit, die Beihilfe zu normen, ergibt 
sich in der Hauptsache aus der Tatsache, daß an-
gesichts der Schwierigkeiten, die die Kontrolle 
aller Anträge (über eine Million) mit sich bringt, 
und angesichts der sich daraus ergebenden er-
heblichen Verzögerungen bei der Beihilfenzah-
lung (in Italien von 18 bis 36 Monate) eine nor-
mierte Ertragsbasis zur Lösung dieser Schwie-
rigkeiten beitragen und insbesondere die Zah-
lung der Erzeugerbeihilfe beschleunigen könnte. 
Die endgültige Fertigstellung und Anwendung 
des Ölkatasters wird die Gewährung dieser Bei-
hilfe zweifellos erleichtern. 

Überdies sieht des neue System vor, daß das 
vermarktete Olivenöl von den Erzeugern zu 
einem Preis abgegeben wird, der dem Erzeuger-
richtpreis abzüglich der Erzeugerbeihilfe nahe-
kommt. Zu diesem Zweck und um zu erreichen, 
daß Olivenöl auf dem Markt zu einem Preis 
abgesetzt werden kann, der mit dem Preis von 
Saatenölen konkurrenzfähig ist, wird der Unter-
schied zwischen dem Erzeugerpreis und dem 
durchschnittlichen Marktabgabepreis dem Käufer 
später erstattet, sofern der letzte Preis niedri-
ger als der erste ist; die fragliche Erstattung 
darf keinesfalls diesen Unterschied übersteigen. 

Diese Beihilfe ist somit innerhalb einer Höchst-
grenze variabel, die dem Unterschied zwischen 
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dem Erzeugerrichtpreis minus Erzeugerbeihilfe 
und dem Marktrichtpreis entspricht. Die Beihilfe 
wäre somit ausschließlich wirtschaftlicher Na-
tur und würde sich spürbar auf die Verbrau-
cherpreise auswirken. 

Wenngleich die Arbeitsbelastung nicht urier-
heblich ist, dürfte die Verwaltung dieser Bei-
hilfe dennoch wesentlich einfacher sein, als die 
der derzeitigen Erzeugerbeihilfe. 

Eine Überwachung würde hauptsächlich in den 
Olivenölraffinerien stattfinden, von denen es 
nur eine sehr geringe Anzahl gibt; sie würde 
daher nicht die gleichen Schwierigkeiten auf-
werfen wie die Kontrolle der Erzeugerbeihilfe, 
die eine Prüfung von mehr als einer Million 
Anträge erfordert. 

Ein besonderes Problem ergibt sich hinsicht-
lich der Kontrollen von Betrieben (außer Raf-
finerien), die nur Jungfernöl erzeugen. Die ver-
hältnismäßig kleine Anzahl solcher Betriebe 
dürfte jedoch die Einführung hinreichender Kon-
trollen ermöglichen. Da die Einfuhren von Oli-
venöl in die Gemeinschaft zu Preisen erfolgen 
werden, die dem Marktrichtpreis nahekommen, 
um zu vermeiden, daß sie Anspruch auf die Ver-
marktungsbeihilfe haben, sollen Einfuhrkontrol-
len eingeführt und beibehalten werden, bis für 
das Olivenöl diese Beihilfe nicht mehr gewährt 
werden kann. 

Um zu gewährleisten, daß diese Beihilfe eine 
angemessene Höhe hat, wird schließlich vorge-
schlagen, daß ihr Höchstbetrag, der zu einem 
Zeitpunkt möglichst zu Beginn des Wirtschafts-
jahres auf der Grundlage von Vorausschätzun-
gen über die Preise der konkurrierenden Öle 
berechnet wird, einmal im Laufe des Wirtschafts-
jahrs überprüft wird, falls die Vorausschätzun-
gen sich als ungenau erweisen und den Oliven-
ölverbrauch nachteilig beeinflussen. 

Der Rat sollte daher einen Teil der Erzeuger-
beihilfe und der Vermarktungsbeihilfe wie folgt 
zuweisen: 

— Erzeugerbeihilfe: zur Finanzierung regionaler 
Vorhaben, durch die die Qualität der Oliven-
ölerzeugung verbessert und der Ölkataster 
auf den neuesten Stand gebracht werden 
soll; 

— Vermarktungsbeihilfe: zur Finanzierung der 
Werbung für den Olivenölverbrauch in der 
Gemeinschaft. 

Da die Betroffenen von diesen Maßnahmen 
unmittelbar begünstigt werden, dürfte es logisch 
sein, daß sie die Kosten tragen. 

b) Interventionsregelung — monatliche Zu-
schläge 

Die hauptsächlichen Änderungen dieser Rege-
lung sind: 

a) Nur Olivenerzeuger und Erzeugergemein-
schaften oder deren Vereinigungen fallen 
unter die Regelung; dadurch soll gewährlei-
stet werden: 

— daß die Vermarktungsbeihilfe sich tat-
sächlich in dem den Olivenerzeugern ge-
zahlten Preis niederschlägt; 

— daß nach der vorgeschlagenen Beihilfe-
regelung Öl, für das eine Vermarktungs-
beihilfe gezahlt worden ist, später nicht 
zur Intervention angeboten werden kann. 

b) Der Interventionspreis wird nicht wie bis-
her mit dem Marktrichtpreis gekoppelt, son-
dern mit dem Erzeugerabgabepreis (Erzeuger-
richtpreis minus Erzeugerbeihilfe). Die sich 
für den Erzeuger ergebende Garantie würde 
somit nicht berührt. Es wird ferner vorge-
schlagen, daß der Rat die besonderen Bedin-
gungen festlegt, unter denen eine Interven-
tion während der letzten drei Monate des 
Ölwirtschaftsjahres erfolgen sollte. 

Des weiteren wird vorgeschlagen, die mo-
natlichen Steigerungsbeträge für mindestens 
fünf Monate einzuführen. 

c) Handelsregelung 

1. Die normale Regelung für die Festsetzung 
der Abschöpfungen soll beibehalten werden. 
Mit Rücksicht auf die in den letzten zwei 
Jahren mit der Festsetzung der Abschöpfun-
gen im Wege der Ausschreibung gemachten 
Erfahrungen sowie auf die Tatsache, daß ge-
genwärtig die Lage auf dem Olivenmarkt die 
Anwendung der üblichen Regelung erschwe-
ren und unwirksam machen würde, wird vor-
geschlagen, daß unter gewissen Umständen 
die Abschöpfungen im Wege der Ausschrei-
bung und nicht durch Anwendung der übli-
chen Regelung festgesetzt werden. 

Das letztere Verfahren ist allerdings verein-
facht worden (es gilt nur für Olivenöl unter 
Ausschluß von Oliven und Nebenerzeugnis-
sen). 

2. Ferner ist zu bemerken, daß die Abschöp-
fungsregelung (normale Festsetzung oder 
Festsetzung im Wege der Ausschreibung), 
die im Zusammenhang mit der neuen Markt-
organisation für Olivenöl vorgeschlagen wird, 
auf der die wirtschaftlichen und kommerziel-
len Vorteile beruhen, die in den von der 
EWG mit einigen Mittelmeerländern ge-
schlossenen Abkommen vorgesehen sind, nur 
dann anwendbar ist, wenn die EWG wei-
terhin ein aufnahmefähiger Markt für Oli-
venöl bleibt. 

d) Erzeugergemeinschaften 

Die neue gemeinsame Marktorganisation für 
für Olivenöl enthält auch Bestimmungen betref-
fend die Errichtung von Olivenerzeugergemein-
schaften. Zu diesem Zweck wird vorgeschlagen, 
diesen Gemeinschaften eine Starthilfe für die 
Dauer bis zu fünf Jahren nach ihrer Errichtung 
zu gewähren. Ferner dürfte es empfehlenswert, 
ja notwendig sein, für Erzeugergemeinschaften 
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über das Übliche hinausgehende Sondervorschrif-
ten zu erlassen. 

Das Fehlen von Erzeugergemeinschaften in 
diesem Sektor hat die Verwaltung der Beihilfen 
kompliziert. Infolge ihrer schwachen vertrags-
rechtlichen Position sind die meisten Erzeuger 
nicht immer in der Lage gewesen, die Garantien 
und Vorteile der gemeinsamen Marktorganisa-
tion zu nutzen. In Anbetracht dieser besonderen 
Wesensmerkmale des Sektors dürfte es erforder-
lich sein zusätzlich zu der Starthilfe Anreize zu 
bieten, um die Errichtung derartiger Gemein-
schaften zu erleichtern. Hierzu wäre folgendes 
erforderlich: 

— eine Mitwirkung an den Arbeiten zur Er-
mittlung des Produktionspotentials und der 
Erträge im Zusammenhang mit der Beihilfe; 

— unter gewissen Umständen die Möglichkeit, 
mit der Interventionsstelle Lagerhaltungsver-
träge für Olivenöl zu schließen. 

3. Wie bereits erwähnt, ist die Kommission der 
Auffassung, daß es auch notwendig sei, struktu-
relle Maßnahmen zu treffen, um den Olivenan-
bau durch eine Konzentration der Erzeugung in 
Gebieten, die für den Olivenanbau geeignet sind, 
zu rationalisieren und, wo dies möglich ist, eine 
Umstellung auf andere Kulturen wie auch eine 
Sortenumstellung, nämlich von Ölbäumen, die 
gewöhnliches Olivenöl liefern, auf Sorten, die 
hochwertiges Tafelöl liefern, vorzunehmen. 

Gegenwärtig werden mit den Ausgaben des 
EAGFL (Abteilung Ausrichtung) im Sektor Oli-
venöl Einzelprojekte finanziert, die kleine Be-
träge (etwa 3 Millionen RE/Jahr) erfordern. Diese 
Beträge sollten sinnvoller verwendet und, wo 
dies angemessen ist, im Rahmen des gemein-
schaftlichen Aktionsprogramms, das im Hinblick 
auf eine Konzentration der Anstrengungen auf 
die wirksamsten Aktionen erstellt werden soll, 
aufgestockt werden. 

Diese Maßnahmen werden Gegenstand eines 
Vorschlags sein, der möglichst rasch vorgelegt 
werden wird. 

In diesem Zusammenhang wird die Kommission 
prüfen, ob Maßnahmen zum Schutz des Einkom-
mens derjenigen Olivenerzeuger zu treffen sind, 
die die Ölbaumsorten umstellen, um den für eine 
solche Sortenumstellung erforderlichen Aufwand 
zu berücksichtigen. 

4. Es wird daran erinnert, daß die vorgeschlagenen 
Änderungen der Handelsregelung eine Ände-
rung der Verordnung Nr. 162/66/EWG über den 
Handel mit Fetten zwischen der Gemeinschaft 
und Griechenland erforderlich machen werden. 

Diese Angelegenheit wird Gegenstand eines ge-
sonderten Vorschlags sein. 

5. In Anbetracht der umfangreichen Änderungen, 
die die Kommission für die Regelung für Olivenöl 
vorschlägt, ist eine eingehende Konsultation mit 

den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten not-
wendig, bevor die Einzelheien für die Anwen-
dung des neues Systems ausgearbeitet werden. 

Frisches Obst und Gemüse 

Die Kommission hält es für erforderlich, die ge-
meinsame Marktorganisation in folgender Weise 
zu ändern: 

Verjüngung der Obstpflanzungen in der Ge-
meinschaft durch Umstellung auf Qualitätser-
zeugnisse in jenen Gebieten, in denen eine Um-
stellung auf andere Produktionszweige unmög-
lich ist; 

Förderung der Errichtung von Erzeugerorganisa-
tionen, die eine kollektive Disziplin einführen; 

Erhöhung der Wirksamkeit der kollektiven Dis-
ziplin der Erzeugerorganisationen, indem ins-
besondere eine Ausdehnung bestimmter Diszi-
plinen im Hinblick auf eine bessere Marktsta-
bilisierung vorgesehen wird; 

bessere Gewährleistung der Gemeinschaftsprä-
ferenzen, insbesondere für empfindliche Erzeug-
nisse. 

Diese Grundsätze können in den folgenden Maß-
nahmen zum Ausdruck kommen: 

1. Beihilfen für die Verjüngung der Obstpflanzun-
gen in der Gemeinschaft 

Um ein besseres Gleichgewicht zwischen Ange-
bot und Marktnachfrage zu ermöglichen und um 
insbesondere Änderungen des Verbraucherge-
schmacks und die Erfordernisse der verarbeitenden 
Industrien zu berücksichtigen, wäre es notwendig, 
nationale Beihilfen für die Verjüngung der Obst-
pflanzungen zu genehmigen; diese Beihilfen wür-
den in den Rahmen der Richtlinie des Rates 72/ 
159/EWG über die Modernisierung der landwirt-
schaftlichen Betriebe fallen. 

Die Kommission schlägt daher vor, das Verbot 
der Gewährung von Beihilfen durch Mitgliedstaaten 
zum Zweck der Erneuerung von Apfel-, Birnen- 
und Obstpflanzungen aufzuheben und dementspre-
chend die Bestimmungen der Verordnung des Ra-
tes (EWG) Nr. 2517/69 betreffend einige Maßnah-
men zur Reorganisation der Obsterzeugung in der 
Gemeinschaft so zu ändern, daß das Verbot natio-
naler Beihilfen nur für die Erweiterung oder Neu-
anlage von Obstpflanzungen gilt. 

2. Ausbau der Erzeugergemeinschaften 

Die Kommission schlägt einige Änderungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 vor, durch die die 
Organisation der Erzeugung unterstützt und verbes-
sert wird. Es handelt sich deshalb darum, in diese 
Verordnung Bestimmungen einzufügen, die folgen-
des betreffen: 

— Förderung der Gründung von Erzeugerorgani-
sationen; 
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die diesen Organisationen gebotene Möglich-
keit, Vermarktungsregeln anzuwenden, die auf 
eine Beschränkung der Angebotsmenge abzie-
len, und zwar dadurch, daß sie ihren Mitglie-
dern für die Mengen, die dadurch nicht vermark-
tet würden, einen Ausgleich zahlen, der auf 
Grund des Rücknahmepreises berechnet wird; 

die Möglichkeit für Mitgliedstaaten, unter ge-
wissen Bedingungen nicht organisierte Erzeuger 
zu der gleichen Disziplin zu verpflichten, wie 
sie von den Organisationen praktiziert wird. 

a) Zusätzliche Anreize zur Errichtung von Erzeuger-
organisationen 

Die derzeit geltenden Bestimmungen haben sich 
als unzulänglich erwiesen, um eine befriedigende 
Zunahme der Zahl der Erzeugerorganisationen, ins-
besondere in den Mittelmeergebieten der Gemein-
schaft, zu fördern. Aus diesem Grund beabsichtigt 
die Kommission, dem Rat eine erste Maßnahme vor-
zuschlagen, die die Bildung solcher Organisationen 
beschleunigt. 

Diese wird, abweichend von Artikel 14 Abs. 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72, eine Verlängerung 
der Zeiträume ermöglichen, innerhalb deren Orga-
nisationen, die in den nächsten fünf Jahren gegrün-
det werden, Gründungsbeihilfen erhalten können. 
Die Höhe dieser Beihilfen würde für das 1., 2., 3., 4. 
und 5. Jahr nach der Gründung der Erzeugergemein-
schaft mindestens 2,5 %, 2 %, 1,5 %, 1 % und 0,5 % 
und höchstens 5 %, 4 %, 3 %, 2 % und 1 % des Wer-
tes der vermarkteten Erzeugung, die von der Erzeu-
gerorganisation verantwortet wird, betragen; sie 
darf jedoch eine Höchstgrenze von 90 %, 80 %, 70 %, 
60 % und 50 % der tatsächlichen Gründungs- und Be-
triebskosten der Erzeugergemeinschaft nicht über-
steigen. 

Überdies ist zu erwähnen, daß die von der Korn-
mission vorgeschlagenen Zusatzmaßnahmen eine 
größere Verantwortung seitens der Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der Kontrolle der Einhaltung der Ge-
meinschaftsbestimmungen betreffend die Erzeuger-
organisationen und insbesondere jener Bestimmun-
gen erfordern, die die Bedingungen für die Gewäh-
rung der Beihilfen an diese Organisationen festlegen. 

b) Möglichkeiten der Zahlung eines Ausgleichs für 
Mengen von Erzeugnissen, die nach angebotsbe-
schränkten Regeln der Erzeugerorganisationen 
aus dem Markt genommen worden sind 

Die Kommission schlägt vor, Artikel 15 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1035/72 derart zu ergänzen, daß 
Erzeugerorganisationen oder deren Vereinigungen 
ermächtigt werden, den ihnen angeschlossenen Er-
zeugern für aus dem Markt genommene Mengen in 
folgenden Fällen einen Ausgleich zu zahlen, der sich 
nach dem Rücknahmepreis errechnet: 

für Erzeugnisse, die den Qualitätsnormen ent-
sprechen, jedoch möglicherweise nicht den Ver-
marktungsregeln entsprechen, die von den Er-
zeugergemeinschaften im Hinblick auf eine Be-
schränkung des Angebots der in Anhang II zu 
der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 aufgeführten 
Erzeugnisse beschlossen sind; 

— für Äpfel und Birnen der unteren Güteklassen 
der Qualitätsnormen, deren Rücknahme die Mit-
gliedstaaten jedoch in den ersten Monaten des 
Wirtschaftsjahres (vorbeugende Rücknahme) be-
schließen können. Dies dürfte eine bessere Nut-
zung der Rücknahmemöglichkeiten erlauben und 
eine nicht erwünschte Vernichtung des Obstes 
verhindern helfen. 

c) Ausdehung von Disziplinen auf nichtorganisierte 
Erzeuger 

Da die Tätigkeit der Erzeugerorganisationen dazu 
beiträgt, die Ziele der gemeinsamen Marktorganisa-
tion zu verwirklichen, wäre es zweckmäßig, unter 
gewissen Bedingungen die Ausdehnung einiger Dis-
ziplinen, die die Erzeugerorganisationen ihren Mit-
gliedern auferlegen, auf nichtorganisierte Erzeuger 
zu gestatten. 

Die Kommission schlägt daher vor, den betref-
fenden Mitgliedstaat zu ermächtigen, nichtorgani-
sierte Erzeuger zu verpflichten, gewisse Regeln der 
Erzeugerorganisation oder der Vereinigung, die in-
nerhalb eines bestimmten Wirtschaftsgebietes tätig 
ist und als repräsentativ für die Erzeugung jenes 
Gebietes gilt, einzuhalten: 

Regeln betreffend Informationen über die Er-
zeugung (Ernte und vorhandene Mengen) ; 

gemeinsame Regeln für die Erzeugung und Ver-
marktung (erste Vermarktungsstufe) ; 

Regeln für den Rücknahmepreis für die in An-
hang II der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 auf-
geführten Erzeugnisse. 

Die Mitgliedstaaten würden die Kommission von 
den auf alle Erzeuger innerhalb eines bestimmten 
Wirtschaftsgebietes ausgedehnten Regeln unterrich-
ten (es wäre nicht möglich, Vermarktungsregeln ge-
gen die Meinung der Kommission für verbindlich zu 
erklären) und die Einhaltung dieser Bestimmungen 
überwachen; sie würden ferner darüber entscheiden 
können, ob Nichtmitglieder die von den organisier-
ten Erzeugern entrichteten Beiträge ganz oder teil-
weise zu zahlen haben. 

3. Verbesserung der Gemeinschaftspräferenz 

Aufgrund einer Prüfung des Funktionierens des 
Referenzpreissystems durch die Kommission ist 
diese der Auffassung, daß ein besserer Schutz der 
Gemeinschaftspräferenz gewährleistet werden könn-
te, wenn die beiden folgenden Maßnahmen vom Rat 
angenommen würden: 

— Änderung der Berechnungsmethode des Refe-
renzpreises; 

Änderung der Berechnungsmethode des Einfuhr-
preises. 

a) Es wird vorgeschlagen, den Referenzpreis weiter-
hin auf der Grundlage des arithmetischen Mittels 
der Erzeugerpreise in den drei vergangenen Jah-
ren zu berechnen, wobei aber nicht mehr das 
Kriterium der Entwicklung der Grund- und An-
kaufspreise, sondern das Kriterium der Produk-
tionskostenentwicklung maßgebend ist. Die 
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Erfahrung der letzten Jahre hat nämlich gezeigt, 
daß die Entwicklung der Grund- und Ankaufs-
preise einige politische Faktoren berücksichtigt, 
die insbesondere darauf abzielen, schrittweise 
die Währungsausgleichsbeträge zu beseitigen 
und die Bildung von Überschüssen zu vermeiden. 
Diese Ausrichtung der Entwicklung der Interven-
tionspreise führt bei Anwendung auf die Ent-
wicklung der Referenzpreise unter den derzeiti-
gen Verhältnissen zu einer Schwächung der 
Wettbewerbsposition der Gemeinschaftserzeug-
nisse im Verhältnis zu den Einfuhren. 

b) Es wird vorgeschlagen, für die Berechnung der 
Einfuhrpreise für einige Erzeugnisse, die gegen-
über Marktschwankungen besonders empfindlich 
und die nicht im GATT gebunden sind, ganz all-
gemein sowohl die Einfuhrpreise als auch die 
Preise der Gemeinschaftserzeugnisse einzube-
ziehen. 

Dies kann in folgender Form erfolgen: 

— Streichung aus Artikel 24 Abs. 4 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1035/72 der Anwendungs-
voraussetzungen (Höhe der Einfuhren, Höhe 
der verfügbaren Mengen auf repräsentativen 
Einfuhrmärkten im Verhältnis zu den einge-
führten Mengen), die praktisch keine hinrei-
chend rasche Behebung von Marktstörungen 
ermöglichen würden. 

— Beschränkung dieser Möglichkeit auf die drei 
folgenden Erzeugnisse: Tomaten, Pfirsische 
und Tafeltrauben. 

Verarbeitetes Obst und Gemüse 

In ihrer Mitteilung an den Rat (Dok. KOM [77] 
140 endg. vom 1. April 1977) sieht die Kommission 
bei einigen für den Mittelmeerraum typischen ver-
arbeiteten Obst- und Gemüsearten Maßnahmen be-
treffend die Einführung von Verarbeitungsbeihilfen 
vor. 

Diese Beihilfen sind wegen des Unterschieds not-
wendig, der zwischen den Preisen für Gemeinschafts-
erzeugnisse und den verschiedenen, von Drittlän-
dern praktizierten Preisen besteht. 

Um diesen Unterschied zu kompensieren, wird ein 
finanzielles Ausgleichssystem vorgeschlagen. Dieses 
System beruht auf einem System regulärer Liefer-
verträge und der Zahlung eines Mindestpreises 
durch die Verarbeitungsbetriebe an die Erzeuger. 
Diese Maßnahmen werden für Tomatenmark, ge-
schälte Tomaten, Pfirsisch- und Aprikosenkonser-
ven sowie Trockenpflaumen vorgeschlagen. 

Diese Regelung wird es der Gemeinschaftsindu-
strie ermöglichen, gegenüber den Preisen dritter 
Länder wettbewerbsfähige Preise beizubehalten und 
zugleich dem Erzeuger der frischen Erzeugnisse ei-
nen angemessenen Erlös zu gewährleisten. 

Die Regelung soll für die Dauer von fünf Jahren 
angewendet werden. 

Wein 

Nach der tiefgreifenden Reform der Grundverord-
nung, die 1976 erfolgte, und nach den Ergänzungen 
von 1977 verfügt die Gemeinschaft über einen brei-
teren und vielfältigeren Fächer von Interventions-
maßnahmen sowie über einen Rahmen für Maßnah-
men zur Verbesserung der Tafelweinqualität. Für 
diesen Sektor schlägt die Kommission keine Ände-
rung der Interventionsmaßnahmen vor, die eine 
stärkere Marktstützung bezwecken. Durch die 
Marktverwaltung ist sie vielmehr um eine stetige 
Neuausrichtung auf eine strengere Auswahl unter 
den Tafelweinarten bemüht, die ausschließt, daß be-
stimmte Interventionsmaßnahmen auch zugunsten 
der niedrigsten Qualitäten angewendet werden. 

1977 hat die Kommission dem Rat Überlegungen 
und Ausrichtungen betreffend die möglichen Leit-
linien einer Strukturpolitik im Sektor Tafelwein mit-
geteilt, die auf eine Beschränkung der betreffenden 
Rebflächen auf die am besten geeigneten Weinbau-
gebiete abzielen. Die laufenden Arbeiten müßten es 
dem Rat erlauben, noch vor dem Wirtschaftsjahr 
1978/79 die Maßnahmen zu beschließen, die Teil ei-
ner globalen Weinbauplanung sind. Es geht darum, 
durch Anreize zu versuchen, einmal die sehr ertrag-
reichen Rebflächen zu verringern, auf denen Tafel-
wein minderwertiger Qualität erzeugt wird, und zum 
anderen die Beschränkung des Weinbaus auf die gut 
geeigneten Gebiete voranzutreiben. Diese Ziele 
lassen sich durch gezielte Maßnahmen wie Begren-
zung der Pflanzungen auf bestimmte Kategorien von 
Anbauflächen, Beihilfen zur Umstrukturierung der 
Rebfläche in Gebieten mit erwiesener Weinbaueig-
nung und Beihilfen zur Umstellung besonders in den 
Gebieten, wo der Abbau des Weinbaupotentials not-
wendig ist, unter gleichzeitiger Berücksichtigung der 
sozialen und wirtschaftlichen Probleme der einzel-
nen Gebiete durch geeignete Maßnahmen erreichen. 

Das Programm zur Umstrukturierung und Umstel-
lung des Weinbaus im Languedoc-Rousillon, das zu 
diesen Vorschlägen gehört, ist ein Beispiel für die 
mögliche Koppelung verschiedener sozio-strukturel-
ler Maßnahmen in der Weinwirtschaft. Vorhaben 
der gleichen Art können später auch in anderen 
Weinbaugebieten der Gemeinschaft durchgeführt 
werden, die vor denselben Schwierigkeiten stehen. 

Die Umstrukturierungs- und Umstellungsmaßnah-
men beanspruchen eine gewisse Frist für ihre Durch-
führung; während dieser Zeit sind nach Ansicht der 
Kommission Übergangsmaßnahmen erforderlich, um 
ein besseres Marktgleichgewicht auf einem für die 
Erzeuger zufriedenstellenden und für Verbraucher 
annehmbaren Preisniveau sicherzustellen. 

Die diesbezüglichen Überlegungen der Kommis-
sion gehen in Richtung auf eine aktive Mitarbeit der 
Berufskreise, die in einer organisierten und von der 
öffentlichen Hand auf der Grundlage von Gemein-
schaftskriterien anerkannten Form tätig sind. Ihre 
Aufgabe könnte darin bestehen, 

— gemeinsame Produktionsmethoden festzulegen 
und anzuwenden; 
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durch Beschaffung und Verbreitung von Informa-
tionen über Umfang und Qualität der Ernte so-
wie über die Preise eine bessere Markttranspa-
renz herbeizuführen; 

— im Hinblick auf eine bessere Vermarktung des 
Weins Werbemaßnahmen durchzuführen; 

— durch eine geordnete Belieferung des Marktes 
und durch eine Harmonisierung der Verkaufsbe-
dingungen zu einer besseren Marktbeherrschung 
und zu einer vermehrten Stabilität des Marktes 
beizutragen. 

Die Zeitspanne könnte nach Ansicht der Kommis-
sion beispielsweise fünf Jahre betragen; dies würde 
genügen, damit die Strukturmaßnahmen ihre volle 
Wirkung erreichen. 

Die Kommission wird dem Rat bis Ende Januar 
1978 diesbezügliche Vorschläge unterbreiten. 

Erbsen und Ackerbohnen 

1. Bereits 1973, als es bei der Versorgung der Ge-
meinschaft mit Eiweiß zu Schwierigkeiten gekom-
men ist, hat die Kommission in ihrem Bericht 
über dieses Problem 1) herausgestellt, welche Be-
deutung der Erzeugung von eiweißhaltigen Ak-
kerbohnen und Erbsen in der Gemeinschaft zu-
kommt. In der Tat handelt es sich um zwei ei-
weißreiche Erzeugnisse. 

In ihrer Mitteilung an den Rat vom April 1977 
über die Probleme der Landwirtschaft des Mittel-
meerraumes 2) hat die Kommission erneut darauf 
hingewiesen, daß es angesichts der Bedeutung, 
die die Ackerbohne für einige südliche Gebiete 
der Gemeinschaft hat, im Interesse der Gemein-
schaft liegt, ihre Erzeugung dort zu entwickeln. 

2. Die Gründe, die für eine Förderung der Erzeu-
gung von Ackerbohnen und Erbsen sprechen, 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

a) Der Anbau dieser beiden Feldfrüchte kann da-
zu beitragen, zwischen der landwirtschaftli-
chen Erzeugung im Norden und Süden der 
Gemeinschaft ein besseres Gleichgewicht her-
zustellen. Die Entwicklungsmöglichkeiten die-
ser Kulturen im Süden sind mit den vorge-
schlagenen Förderungsmaßnahmen und im 
Verein mit anderen Maßnahmen, die im Rah-
men der Mittelmeerpolitik vorgeschlagen 
werden, insbesondere auf dem Gebiet der Be-
wässerung und der landwirtschaftlichen Be-
ratung, in der Tat beachtlich. 

b) Insbesondere das Fehlen von Maßnahmen in 
diesem Sektor hat bewirkt, daß die Acker-
bohnenanbaufläche in der Gemeinschaft im-
mer mehr zugunsten anderer Kulturen wie 
Getreide und Zuckerrüben, für die eine Ga-
rantiepreisregelung gilt, zurückgegangen ist. 

1) KOM(73) 1850 endg. vom 16. November 1973, An-
hänge, Teil IV. 

2) KOM(77) 140 endg. vom 4. April 1977. 

Würde ein Teil der Anbaufläche, die auf Ge-
treide und Zuckerrüben entfällt — bei denen 
für die Gemeinschaft bereits gewisse Absatz-
probleme bestehen — fortan mit Erbsen und 
Ackerbohnen bestellt, dann ergäbe sich zwi-
schen den verschiedenen landwirtschaftlichen 
Erzeugungen der Gemeinschaft eine besseres 
Gleichgewicht. Was den Ackerbau betrifft, so 
handelt es sich zudem um Feldfrüchte, die im 
Wechsel mit Getreide eine vorteilhafte Frucht-
folge ergeben. 

c) Ackerbohnen und Erbsen sind ein eiweißrei-
ches Viehfutter; durch Maßnahmen, die auf 
eine Stützung dieser Erzeugnisse abzielen, 
kann die zunehmende Abhängigkeit der Ei-
weißversorgung der Gemeinschaft vom Welt-
markt verringert werden. Diese Erzeugnisse 
sind ferner reich an Lysin und können in jede 
Futterration eingemischt werden. 

,3. Eine Regelung, die eine Stützung der gesamten 
Gemeinschaftserzeugung von Erbsen und Acker-
bohnen zum Ziel hat, wäre weder möglich noch 
notwendig oder zweckmäßig. Sie ist zunächst aus 
Kontrollgründen unmöglich. Sie ist ferner un-
nötig, da für Erbsen und Ackerbohnen, die für 
den menschlichen Verbrauch bestimmt sind, vom 
Markt her und ohne Stützung ein gewinnbringen-
der Preis erzielt wird. Sie ist schließlich unzweck-
mäßig, da der finanzielle Aufwand in keinem 
Verhältnis zu den erwarteten Ergebnissen stünde. 
Dagegen hat das Fehlen von Stützungsmaßnah-
men eine geringere Verwendung dieser Erzeug-
nisse durch die Futtermittelhersteller zur Folge, 
da diese sich aus anderen Eiweißquellen zum 
Weltmarktpreis eindecken können. Es empfiehlt 
sich deshalb, die geplanten Stützungsmaßnahmen 
auf die Mengen Erbsen und Ackerbohnen zu be-
schränken, die Gegenstand von Verträgen zwi-
schen landwirtschaftlichen Erzeugern und Futter-
mittelherstellern sind. 

Maßnahmen dieser Art lassen sich leicht verwal-
ten und stellen keine besonderen Kontrollpro-
bleme. 

4. Andererseits müssen die Maßnahmen zur Stüt-
zung der Erzeugung von Erbsen und Ackerboh-
nen ihren Erzeugern ein angemessenes Einkom-
men gewährleisten, das mit dem durch andere 
landwirtschaftliche Erzeugnisse erzielten Einkom-
men vergleichbar ist. Da es praktisch keine Welt-
marktpreise für Ackerbohnen und Erbsen gibt, 
wird unter Berücksichtigung des Zusammenhangs 
zwischen den Preisen für Ackerbohnen und Erb-
sen einerseits und für Sojaschrot andererseits 

Preis von 1 kg Erbsen oder Ackerbohnen = 
Preis von (0,45 kg Sojaschrot + 0,55 kg Getreide) 

vorgeschlagen, einen Auslösungspreis für Soja-
schrot festzusetzen, der demjenigen Preis für die 
beiden Erzeugnisse entspricht, welcher es den 
Futtermittelherstellern erlaubt, den Erzeugern 
von Erbsen und Ackerbohnen einen angemesse-
nen Preis zu zahlen. Liegt der Weltmarktpreis 
für Sojaschrot unter dem Auslösungspreis, dann 
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erhalten die Futtermittelhersteller eine Beihilfe 
in Höhe von 45 % des Unterschieds. 

5. Um sicherzustellen, daß der Erzeuger von Acker-
bohnen und Erbsen, der seine Erzeugnisse dein 
Futtermittelhersteller verkauft, unter Einbezie-
hung der Kosten des Transports und der Ver-
marktung bis zur Verarbeitungsstufe einen an-
gemessenen Preis erzielt, empfiehlt es sich, die 
Beihilfe nur den Herstellern zu zahlen, die mit 
dem Erzeuger einen Vertrag abgeschlossen ha-
ben, der die Zahlung eines Mindestpreises vor-
sieht. 

B. Strukturpolitik 

Programm zur Beschleunigung der 
Bewässerung in Süditalien 

Die Landwirtschaft Süditaliens befindet sich in 
bezug auf die Einkommen aus der landwirtschaftli-
chen Tätigkeit und auf die Unterbeschäftigung in der 
Landwirtschaft in einer ungünstigen Lage. Dabei 
werden die landwirtschaftlichen Produktionsbedin-
gungen stark von den klimatischen Gegebenheiten 
und insbesondere durch unzureichende Niederschlä-
ge während der Wachstumszeit beeinflußt. 

Eine Beseitigung oder Verminderung dieser na-
türlichen Benachteilung kann die Flächenerträge und 
damit auch die unzureichende Produktivität der Be-
triebe in diesem Gebiet stark verändern. Demzu-
folge kommt den Bewässerungsmaßnahmen eine 
große Bedeutung im Rahmen der Anstrengungen der 
Gemeinschaft zur Verbesserung der Lage der Land-
wirtschaft in den Mittelmeergebieten und zur Schaf-
fung günstiger Bedingungen für die Anwendung der 
gemeinsamen Agrarpolitik zu. 

Eine gemeinsame Maßnahme zur Beschleunigung 
der Bewässerungsmaßnahmen, die auch eine ent-
sprechende Beratung der Landwirte in diesem Ge-
biet einschließt, kann es Italien ermöglichen, diese 
natürliche Benachteilung im Hinblick auf eine ra-
sche und dauerhafte Auswirkung auf die Einkommen 
aus der landwirtschaftlichen Tätigkeit zu beheben. 

Die Auswirkungen auf eine Verbesserung der 
Produktionsstruktur dieses Gebietes können nur 
durch ein Programm gewährleistet werden, das die 
Gesamtheit der erforderlichen Maßnahmen umfaßt 
und dem Problem der Ausrichtung der landwirt-
schaftlichen Erzeugung in den Bewässerungsgebieten 
Rechnung trägt. Die finanzielle Beteiligung der Ge-
meinschaft kann deshalb nur im Rahmen eines sol-
chen Programms erfolgen. 

Programm zur Beschleunigung der Umstruk-
turierung und Umstellung des Weinbaues in 
der Region Languedoc-Roussillon 

Die Weinbaugebiete der Region Languedoc-Rous-
sillon befinden sich in bezug auf die Einkommen aus 
der landwirtschaftlichen Tätigkeit und auf die Un-
terbeschäftigung in der Landwirtschaft in einer un-

günstigen Situation. Dazu kommt, daß im Weinbau 
erhebliche Mängel in der Produktionsstruktur be-
stehen, vielfach vorhandene Rebsorten durch andere 
ersetzt werden müssen, um  eine bessere Qualitat 
insbesondere des Tafelweins zu erreichen, und auch 
Rebflächen, die für den Weinbau nicht oder nur we-
nig geeignet sind, einer anderen Nutzung zugeführt 
werden müssen. 
Eine grundlegende Veränderung dieser ungünsti-

gen Situation erscheint nur möglich, wenn einerseits 
die erforderlichen Anpassungen im Produktionsbe-
reich, einschließlich Wiederbepflanzung mit geeig-
neten Rebsorten auf den für den Weinbau geeigne-
ten Standorten gefördert und andererseits auf den 
für den Weinbau wenig oder gar nicht geeigneten 
Standorten den Landwirten über die Förderung von 
Bewässerungsmaßnahmen Alternativen für die Um-
stellung auf andere Erzeugnisse eröffnet werden. 
Diesen Maßnahmen kommt im Rahmen der An-
strengungen der Gemeinschaft zur Verbesserung 
der Lage in der Landwirtschaft in den Mittelmeerge-
bieten und zur Schaffung günstiger Bedingungen für 
die Anwendung der gemeinsamen Agrarpolitik eine 
große Bedeutung zu. 

Eine gemeinsame Maßnahme zur Verstärkung und 
Beschleunigung der Maßnahmen zur strukturellen 
Verbesserung des Weinbaus und der Umstellung von 
Rebflächen in der Region Languedoc-Roussillon kann 
Frankreich ermöglichen, die strukturellen Mängel im 
Hinblick auf die Einkommen aus der landwirtschaft-
lichen Tätigkeit zu beheben und gleichzeitig eine 
Qualitätsverbesserung des Weins zu erreichen. 
Die Auswirkungen auf eine Verbesserung der Pro-

duktionsstruktur dieses Weinbaugebietes können 
nur durch ein Programm gewährleistet werden, das 
die Gesamtheit der Maßnahmen zur Verbesserung 
der Produktionsstruktur des Weinbaus und der Um-
stellung von für den Weinbau wenig oder nicht 
geeigneten Flächen beinhaltet. Die finanzielle Betei-
ligung der Gemeinschaft kann deshalb nur im Rah-
men eines solchen Programms erfolgen. Die Korn-
mission ist sich der Notwendigkeit einer Kontinuität 
zwischen den bereits auf einzelstaatlicher Ebene ein-
geleiteten Maßnahmen und der von ihr vorgeschla-
genen gemeinsamen Beschleunigungsmaßnahme be-
wußt; sie behält sich vor, in Bälde Übergangsmaß-
nahmen vorzuschlagen, die diese Kontinuität sicher-
stellen sollen. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruktur 
in bestimmten ländlichen Gebieten 

In den benachteiligten landwirtschaftlichen Ge-
bieten Italiens und Südfrankreichs sowie in ganz 
Süditalien befinden sich noch zahlreiche Dörfer und 
auch einzeln gelegene landwirtschaftliche Betriebe, 
denen ein Anschluß an die Elektrizitäts- und Trink-
wasserversorgung fehlt; darüber hinaus ist auch in 
weiten Teilen dieser Gebiete das Wirtschaftswege-
netz unzureichend und sind einzelne Gehöfte ohne 
ausreichende Zuwege. 
Diese Situation erschwert die Arbeits- und Pro-

duktionsbedingungen in den landwirtschaftlichen 
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Betrieben in besonderem Maße und beeinträchtigt 
die Lebensverhältnisse in einem kaum zumutbaren 
Ausmaß. 

Eine Beseitigung oder Verminderung dieser Män-
gel der Infrastruktur stellt eine wesentliche Voraus-
setzung für die Entwicklung der Landwirtschaft in 
diesen Gebieten dar. Den Maßnahmen zur Beseiti-
gung dieser Mängel kommt demzufolge eine ent-
scheidende Bedeutung im Rahmen der Anstrengun-
gen der Gemeinschaft, die Lage der Landwirtschaft 
in den Mittelmeergebieten zu verbessern, und auch 
in bezug auf die Durchführung der gemeinsamen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur zu. 

Eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an 
Vorhaben zur Elektrizitäts- und Trinkwasserversor-
gung der Dörfer und Einzelgehöfte sowie zum Aus-
bau des Wirtschaftswegenetzes im Rahmen einer 
gemeinsamen Maßnahme kann zu einer beschleunig-
ten Verminderung der infrastrukturellen Mängel 
beitragen. 

Verarbeitungs - und Vermarktungsstrukturen 

(Änderung der Verordnung Nr. 355/77) 

1. In Süditalien und im Languedoc-Roussillon sind 
die Vermarktung und Verarbeitung von Agrar-
produkten und insbesondere von denjenigen Er-
zeugnissen, die für die Landwirtschaft dieser Ge-
biete ausschlaggebend sind, im allgemeinen un-
zureichend entwickelt und wenig rationell. Die 
Förderung und Rationalisierung dieser Tätigkei-
ten ist deshalb für die Agrarwirtschaft und sogar 
für die Gesamtwirtschaft dieser Gebiete, wo die 
Landwirtschaft noch eine große Rolle spielt, von 
lebenswichtiger Bedeutung. 

Vor allem könnte durch diese Förderung und Ra-
tionalisierung das für die landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse bestehende gesamte Vertriebsnetz 
nachhaltig beeinflußt werden. In der Tat würde 
eine für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
zweckdienliche Vermarktungs- und Verarbei-
tungsstruktur nicht nur eine Entwicklung und Ra-
tionalisierung der Absatzmärkte der Landwirt-
schaft, sondern auch eine Ausrichtung der Er-
zeugung ermöglichen. Ferner bestünde bei einer 
unzweckmäßigen Struktur dieser Tätigkeiten die 
Gefahr, daß die Erzeugungsausrichtung erschwert 
wird, die durch bestimmte Maßnahmen der 
Agrarstrukturpolitik angestrebt wird, insbeson-
dere durch die spezifisch auf diese Gebiete ab-
gestimmten gemeinsamen Maßnahmen, die von 
der Kommission mit dieser Verordnung vorge-
schlagen werden. Wenn eine solche Unzweck-
mäßigkeit vorliegt, können Beeinträchtigungen 
der Erzeugung nicht ausbleiben. 

2. Keine Maßnahme, die dazu bestimmt ist, die 
wirtschaftliche Tätigkeit in diesen Gebieten zu 
rationalisieren und zu entwickeln, kann jedoch 
bestimmte, diesen Gebieten eigene Faktoren 
außer acht lassen. So wird das Entstehen wirt-
schaftlich brauchbarer Initiativen im Bereich der 

Verarbeitung und Vermarktung der Agrarpro-
dukte vor allem durch die Langwierigkeit der 
allgemeinwirtschaftlichen Entwicklung und die 
Finanzierungsschwierigkeiten erschwert. Die 
Kommission hält es daher für unerläßlich, daß die 
in der Verordnung (EWG) Nr. 355/77 des Rates 
vom 15. Februar 1977 1) vorgesehenen Förde-
rungsmaßnahmen in diesen Gebieten mit ver-
stärktem Nachdruck durchgeführt werden. 

Forstwirtschaft 
 

A. Allgemeines 

Die betroffenen Gebiete liegen hauptsächlich im 
Mezzogiorno und in den Mittelmeer-Departements 
Frankreichs. In diesen trockenen Mittelmeergebie-
ten sind Wälder zur Verhütung von Erosion sowie 
für den Boden- und Wasserschutz lebenswichtig; sie 
liefern zugleich Holz und leisten ferner einen nütz-
lichen Beitrag zur Beschäftigung, sowohl unmittel-
bar in der Forstwirtschaft selbst als auch mittelbar 
in den holzverarbeitenden Industrien. Die ländliche 
Entwicklung hängt weitgehend von der Forstwirt-
schaft ab. 

Eine Intervention der Gemeinschaft ist deshalb 
erforderlich, weil die betreffenden Mitgliedstaaten 
nicht allen Anforderungen gerecht werden können. 
EFRE, EAGFL, Sozialfonds und EG-Haushalt (For-
schungsmittel) müssen sich koordiniert beteiligen. 
Da die gegenwärtigen Interventionsmöglichkeiten 
der Gemeinschaft in der Forstwirtschaft absolut un-
zulänglich sind, wird die Kommission dem Rat die 
erforderlichen zusätzlichen Rechtsinstrumente vor-
schlagen. 

B. Notwendige Aktionen 

Verschiedene Maßnahmen sind erforderlich, die 
richtig zu koordinieren sind: 

— Die Verhütung von Waldbränden muß verbes-
sert werden. Jedes Jahr fallen über 50 000 ha 
Wald dem Feuer zum Opfer; der unmittelbare 
Schaden beträgt viele Millionen RE, und der mit-
telbare Schaden für die Umwelt und besonders 
den Wasserhaushalt ist noch größer. 

— Die Bewirtschaftung vorhandener Forsten muß 
durch Straßenbau (der ganz allgemein auch den 
örtlichen Infrastrukturen zugute kommt) und 
waldwirtschaftliche Maßnahmen intensiviert wer-
den. Dadurch könnte die Holzgewinnung kurz-
fristig um mehr als 50 % und langfristig um über 
das Doppelte erhöht werden. Es gibt 1 /2 Millionen 
ha unproduktiver Forsten, die produktiv gemacht 
werden könnten. Wie auch die Gemeinschaft im 
ganzen erzeugt der Mittelmeerraum wesentlich 
weniger Holz, als er verbraucht. 

— Die holzverarbeitende Industrie muß entwickelt 
werden, um das zusätzliche Holz zu verarbeiten, 

1 ) Abs. EG Nr. L 51 vom 23. Februar 1977. 
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neue Arbeitsplätze zu schaffen und die örtliche 
Nachfrage zu befriedigen. 

— Die Aufforstung von Ödland in Verbindung mit 
Terrassierungsarbeiten und anderen kulturtech-
nischen Maßnahmen ist wesentlich zur Verhü-
tung von Bodenerosion und für den Boden- und 
Wasserschutz. Eine gezielte Aufforstung zum 
Zweck einer raschen Holzerzeugung auf Böden, 
die physisch für die Landwirtschaft geeignet sind, 
ist ebenfalls zu vertreten, wenn es eine örtliche 
Holzknappheit gibt, besonders wo Baumgürtel 
angrenzende Weiden oder Feldkulturen schützen 
können. 

— Zusätzliche Planungs-, Forschungs- und Ausbil-
dungsprogramme sind zur Unterstützung der vor-
genannten Aktionen erforderlich. 

C. Vorläufige Schätzung 

Nach den jetzt verfügbaren Informationen können 
die laufenden jährlichen Ausgaben für die vorste-
hend aufgeführten Aktionen auf etwa 40 Millionen 
RE in Italien und auf etwa 20 Millionen RE in Frank-
reich geschätzt werden. 

Wenn die Forstwirtschaft hinreichend zu einer 
ausgeglichenen Entwicklung des Mittelmeerraumes 
in der Gemeinschaft beitragen soll, muß das Tempo 
der forstwirtschaftlichen Maßnahmen erheblich be-
schleunigt, wenn nicht gar verdoppelt werden. An 
detaillierten Vorschlägen wird zur Zeit gearbeitet. 

Gemeinsame Maßnahme zur Errichtung eines 
Beratungsdienstes in Italien 

1. Begründung 

In vielen Regionen Italiens gibt es keinen lei-
stungsfähigen Beratungsdienst. Ohne einen solchen 
ist es jedoch nicht möglich, die schwerwiegenden 
Probleme der Agrarstruktur und der landwirtschaft-
lichen Produktivität, die in dem größeren Teil des 
Landes herrschen, in angemessener Weise zu lösen. 
Mangels einer solchen Lösung bleibt eine wirksame 
und ausgeglichene Verwirklichung der gemeinsamen 
Agrarpolitik schwierig. Die Errichtung eines wirk-
samen Beratungsdienstes in Italien ist nicht nur für 
die italienische Landwirtschaft, sondern auch für die 

Gemeinschaft im ganzen von lebenswichtigem Inter-
esse. 

Infolge wirtschaftlicher und haushaltsmäßiger 
Schwierigkeiten verfügt Italien über keine ausrei-
chenden Mittel, um die notwendigen Anstrengungen 
im Zusammenhang mit der Errichtung solcher Bera-
tungsdienste, die in anderen Mitgliedstaaten bereits 
sehr weit entwickelt sind, zu unternehmen. Daher 
ist das Eingreifen der Gemeinschaft wesentlich, um 
die in diesem Bereich erforderlichen Bemühungen 
zu fördern. 

Bei dieser gemeinsamen Maßnahme handelt es 
sich um eine umfassende und vielschichtige Aktion, 
die harmonisch in die verwaltungsmäßige und orga-
nisatorische Struktur Italiens eingefügt werden muß. 
Ihr eigentliches Ziel sollte ein Beratungsdienst sein, 
der nicht nur den Landwirten einen ständigen Zu-
gang zu Informationen und Beratung bietet, sondern 
ihnen auch hilft, diese Unterrichtung und Beratung 
so zu verwerten, daß diese von größtmöglichem 
Nutzen für ihre eigene betriebliche Lage sind. Be-
sondere Aufmerksamkeit muß somit der Organisa-
tion, der Koordination und der Verwaltung des Be-
ratungsdienstes auf seinen verschiedenen operatio-
nellen Ebenen gewidmet werden, ferner auch der 
Grundausbildung und Fortbildung allgemeiner und 
spezialisierter Berater, der Erarbeitung von Ausbil-
dungsplänen, der Auswahl der zu schulenden Bera-
ter und des Lehrpersonals und, wo dies notwendig 
ist, der akademischen Ausbildung von Lehrpersonal 
sowie der Errichtung und Ausstattung geeigneter 
Ausbildungszentren. 

Dieser gesamte Tätigkeitsbereich wird sorgfältige 
Vorbereitung und Planung erfordern, damit gewähr-
leistet ist, daß eine Gemeinschaftsaktion dieser Art 
den tatsächlichen Bedürfnissen der italienischen 
Landwirtschaft so genau und so hinlänglich wie mög-
lich entspricht und daß die Gemeinschaftsaktion so-
mit die gewünschten Wirkungen zeitigt. 

2. Umfang der Gemeinschaftsintervention 

Die finanzielle Unterstützung durch die Gemein-
schaft würde sich a) auf die Ausbildungsphase ein-
schließlich der Kosten der Ausbildung von allgemei-
nen und spezialisierten Beratern erstrecken, ferner 
auf die Ausbildung von Lehrpersonal und, wo dies 
erforderlich ist, die Errichtung und Ausstattung von 
Ausbildungszentren, und b) auf die Tätigkeit ausge-
bildeter Berater während einer fünfjährigen Anlauf-
zeit der Beratungsdienste. 




